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Mit Blick auf die bevorstehende Landtagswahl im Freistaat Sachsen am 1. September 2024 haben wir die derzeit im Säch-
sischen Landtag vertretenen Parteien um Positionierung zu insgesamt sieben Fragestellungen im Bereich der Gesundheits-
politik, respektive der medizinischen Versorgung gebeten. 

Die Antworten finden Sie – ungekürzt und unkommentiert – auf den folgenden Seiten. Die Reihenfolge der gesundheits
politischen Positionen entspricht der Sitzordnung im Landtag (v. l. n. r.). ■

Landtagswahl 2024: Gesundheits­
politische Positionen der im Sächsischen 
Landtag vertretenen Parteien

Position Die Linke
1. Wie beurteilen Sie die aktuelle medi­
zinische Versorgung im Freistaat? 
Die aktuelle medizinische Versorgung 
im Freistaat weist erhebliche Mängel 
auf. Trotz der hohen Bedeutung der 
Gesundheitsversorgung für die Bevöl-
kerung zeigen sich Probleme wie Per-
sonalmangel in der Pflege, schwer 
zugängliche Facharzttermine und eine 
sinkende Verfügbarkeit von Hausärz-
ten. Hinzu kommt: Viele niedergelas-
sene Ärztinnen und Ärzte erreichen in 
absehbarer Zeit das Rentenalter, der 
Praxisnachwuchs reicht nicht aus. 
Zudem verschlechtern stattgefundene 
oder drohende Klinik- oder Stations-
schließungen die Versorgung, beson-
ders in ländlichen Gebieten. 
Wir sehen dringenden Handlungsbe-
darf, um diesen Entwicklungen entge-
genzuwirken und die medizinische Ver-
sorgung flächendeckend zu verbessern.

2. Wir beobachten seit Jahren die Ten­
denz, dass Ärztinnen und Ärzte ver­
mehrt in Angestelltenverhältnisse wech­
seln und auch die Teilzeitarbeit zu­
nimmt. Zugleich sinkt die Zahl der Nie­
derlassungswilligen. Dadurch nimmt 
der Mangel an ärztlicher Arbeitszeit 
signifikant zu. Wie wollen Sie dieser 
Entwicklung begegnen?
Um der zunehmenden Verlagerung von 
Ärztinnen und Ärzten in Angestellten-

verhältnissen und der sinkenden Nie-
derlassungsbereitschaft entgegenzu-
wirken, setzen wir auf eine umfas-
sende Unterstützung und Aufwertung 
des ärztlichen Berufsstands. Dazu 
gehört eine verbesserte Förderung der 
Niederlassung durch finanzielle Anreize, 
Entbürokratisierung, Digitalisierung und 
die Stärkung der Infrastruktur in ländli-
chen Regionen, um diese für niederlas-
sungswillige Ärztinnen und Ärzte att
raktiver zu machen. 

Wir wollen die Attraktivität des ländli-
chen Raums insgesamt verbessern, 
auch durch das Schaffen von Anreizen, 
um sich im ländlichen Raum niederzu-
lassen, wie zum Beispiel durch Zu
schüsse zu den Investitionskosten bei 
Neugründung oder Übernahme einer 
Praxis, wie es in Thüringen bereits 
praktiziert wird. Das Arbeiten in einer 
eigenen Praxis muss wieder erstre-
benswert werden. 
Andererseits befürworten wir Arbeits-
zeitmodelle, die es Ärztinnen und Ärz-
ten ermöglichen, Beruf und Familie 
besser zu vereinbaren.

3. Sehen Sie eine mögliche Lösung in 
einer Aufgabenübertragung an andere
Berufsgruppen und wenn ja in welcher 
Form?
Eine mögliche Lösung zur Entlastung 
der Ärzteschaft sehen wir in der Dele-
gation bestimmter Aufgaben an andere 
Berufsgruppen. Beispielsweise könn-
ten Medizinische Fachangestellte (MFA) 
durch zusätzliche Qualifikationen er
weiterte Aufgaben übernehmen. Auch 
die Einbindung von Gemeindeschwes-
tern und -pflegern sowie die Förderung 
interdisziplinärer Teams in Gesund-
heitszentren kann zur Entlastung bei-
tragen. 

Diese Maßnahmen setzen jedoch eine 
entsprechende gesetzliche Regelung 
und Sicherstellung der Qualitätsstan-
dards voraus.

4. Der Fachkräftemangel schlägt sich 
auch bei den MFA nieder. Niedergelas­
sene Ärztinnen und Ärzte haben es 
immer schwerer, geeignetes Fachper­
sonal zu finden. Wie stellt sich Ihre 
Partei die Lösung dieses Problems vor?
Der Fachkräftemangel bei MFA erfor-
dert eine umfassende Strategie, die 
Ausbildung, Weiterbildung und Arbeits-
bedingungen beinhaltet. Wir setzen 
uns für eine Aufwertung des Berufsbil-
des durch verbesserte Ausbildungsbe-
dingungen, eine attraktivere und regel-
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mäßig angepasste Vergütung sowie 
Karriereperspektiven durch Fort- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten ein. Zu
dem sollte der Zugang zu Ausbildungs-
plätzen erleichtert und die Anerken-
nung ausländischer Berufsabschlüsse 
beschleunigt werden. Auch kann parti-
elle Berufsanerkennung dem Fachkräf-
temangel entgegenwirken. 
Ein wichtiges Ziel besteht zudem darin, 
die Ausbildungsstätten attraktiver zu 
machen, gerade in ländlichen Regionen. 
Eine Möglichkeit besteht – bei Voraus-
setzung von guten deutschen Sprach-
kenntnissen – verstärkt auch darin, 
Medizinische Fachangestellte aus dem 
Ausland anzuwerben.

5. Was würde Ihre Partei im Bereich 
der medizinischen Versorgung im Frei­
staat zukünftig ändern?
Zukünftig will unsere Partei im Bereich 
der medizinischen Versorgung eine 
sektorenübergreifende, bedarfsorien-
tierte Gesundheitsversorgung etablie-
ren, die den Menschen und nicht den 
Profit in den Mittelpunkt stellt. Dies 
beinhaltet den Erhalt und die bedarfs-
gerechte Anpassung von Krankenhaus-
standorten, die Förderung innovativer 
Versorgungsmodelle sowie die Stär-
kung der öffentlichen Hand im Gesund-
heitswesen. Investitionen in Digitalisie-
rung und die Entbürokratisierung der 
Praxisarbeit sind weitere zentrale 
Punkte unserer Agenda.

6. Wie steht Ihre Partei zu den Plänen 
der Bundesregierung die Krankenhaus­
reform betreffend und wie können 

eventuell drohende Klinikinsolvenzen 
verhindert werden?
Reformen sind aus unserer Sicht nur 
sinnvoll, wenn sie ihre Ziele erreichen. 
Das können wir bislang leider nicht 
erkennen. Wer es ernst meint und eine 
zielführende Reform will, muss sich 
unserer Meinung nach auch an der 
Finanzierung beteiligen. Vor allem darf 
eine Reform nicht dazu führen, dass die 
Beitragszahlerinnen und Beitragszah-
ler oder die Krankenhausträger mit der 
Finanzierung allein gelassen werden. 
Zudem müssen die Länder zwingend 
Mitspracherechte haben, um auf regio-
nale Besonderheiten eingehen zu können.

Gerade wir im Osten haben bereits eine 
massive Ausdünnung der Kranken-
hauslandschaft erlebt und können 
nicht mit anderen Regionen über einen 
Kamm geschoren werden. Wir unter-
stützen grundsätzlich eine Kranken-
hausreform, wenn diese eine Stärkung 
der öffentlichen und gemeinnützigen 
Trägerschaft von Krankenhäusern för-
dert, die Finanzierung der Krankenhäu-
ser sichert und zu einer bedarfsgerech-
ten, qualitativ hochwertigen Versor-
gung beiträgt. Um Klinikinsolvenzen zu 
verhindern, fordern wir eine Reform 
des Finanzierungssystems, die weg 
von Fallpauschalen und hin zu bedarfs-
gerechten und kostendeckenden Bud-
gets geht, sowie eine stärkere finanzi-
elle Unterstützung durch Bund und 
Länder. Die neue Krankenhausreform 
wird sich frühestens 2027/2028 auf die 
Versorgung und die wirtschaftliche 
Lage der Krankenhäuser auswirken. 

Die Häuser brauchen jetzt eine Über-
gangsfinanzierung, um die Standorte 
der Gesundheits- und Krankenversor-
gung zu sichern und notwendige Trans-
formation zu ermöglichen. Der Frei-
staat Sachsen muss seiner Verantwor-
tung für die notwendigen Investitions-
kosten besser nachkommen.

7. Welche Rolle spielt aus Sicht Ihrer 
Partei der Öffentliche Gesundheits­
dienst in der Zukunft und wie kann es 
gelingen, mehr Ärztinnen und Ärzte für 
eine Tätigkeit in diesem Bereich zu ge­
winnen?
Der Öffentliche Gesundheitsdienst als 
dritte Säule des Gesundheitswesens 
spielt eine elementare Rolle bei der 
Sicherstellung einer umfassenden und 
zugänglichen Gesundheitsversorgung, 
was sich in unserer Politik widerspie-
gelt. Über Prävention wird in den 
gesundheitspolitischen Debatten viel 
zu wenig geredet – dabei ist sie das 
zentrale Instrument, um die ambulante 
und stationäre Versorgung zu entlas-
ten und Beitragsgelder zu sparen. 

Um mehr Ärztinnen und Ärzte für den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst zu ge
winnen, setzen wir uns für attraktivere 
Arbeitsbedingungen, eine bessere Ent-
lohnung und eine Aufwertung der Tä
tigkeit durch Weiterbildungsmöglich-
keiten und Karriereperspektiven ein. 
Zudem ist eine verstärkte Öffentlich-
keitsarbeit nötig, um die Bedeutung 
und Attraktivität dieses Bereichs her-
vorzuheben. ■
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Position SPD
1. Wie beurteilen Sie die aktuelle medi­
zinische Versorgung im Freistaat?
Zahlreiche Studien zeigen, dass die 
medizinische Versorgung in Deutsch-
land und auch in Sachsen auf einem 
sehr hohen Niveau erfolgt. Viele her-
vorragend ausgebildete Ärztinnen und 
Ärzte sowie zahlreiche Beschäftigte im 
Gesundheitswesen stellen eine hohe 
Behandlungsqualität sicher. Der Zu
gang zu medizinischer Versorgung ist 
einfach und die Leistungspakete um
fangreich. 

Dies auch für die Zukunft zu bewahren, 
ist jedoch herausfordernd – gerade im 
Freistaat Sachsen. Denn die demogra-
fische Entwicklung führt dazu, dass 
Arztpraxen vor allem im ländlichen 
Raum nur mit viel Mühe nach einem 
Generationenwechsel übernommen 
beziehungsweise neu gegründet wer-
den. Die Gesundheitsberufe konkurrie-
ren mit zahlreichen anderen Berufs
zweigen um Nachwuchs. Und der hö
here Anteil älterer Menschen sorgt 
gerade in Sachsen dafür, dass im Ge
sundheitswesen mehr Personal ge
braucht wird, um den steigenden Be
darf an medizinischer und pflegerischer 
Versorgung zu decken.

2. Wir beobachten die Tendenz, dass 
Ärztinnen und Ärzte vermehrt in Ange­
stelltenverhältnisse wechseln und 
auch die Teilzeitarbeit zunimmt. Zu­
gleich sinkt die Zahl der Niederlas­
sungswilligen. Dadurch nimmt der 
Mangel an ärztlicher Arbeitszeit signi­
fikant zu. Wie wollen Sie dieser Ent­
wicklung begegnen?
Aktuell sind mehr Fachkräfte als früher 
in Teilzeit beschäftigt, um Familie und 
Erwerbsleben vereinbaren zu können. 
Deshalb muss es in den kommenden 
Jahren gelingen, mehr Menschen in die 
Gesundheitsberufe zu bringen. 
Viele Maßnahmen haben wir dazu in 
Sachsen bereits ergriffen, beispiels-

weise die Einführung der Landarzt-
quote, die Schulgeldfreiheit für Gesund-
heitsberufe oder auch die Anwerbung 
ausländischer Fachkräfte. Doch das 
Potenzial zusätzlicher Fachkräfte ist 
endlich: Die demografische Entwicklung 
führt in den nächsten zehn Jahren zu 
einem deutlichen Rückgang der Er
werbspersonen insgesamt. Deshalb ist 
es uns wichtig, durch ein besseres Zu
sammenwirken von ambulanter und 
stationärer Versorgung das vorhandene 
Personal effektiver als bisher einzusetzen.

3. Sehen Sie eine mögliche Lösung in 
einer Aufgabenübertragung an andere 
Berufsgruppen und wenn ja in welcher 
Form?
Die Aufgabenübertragung ist ein 
Schlüssel, um Ärztinnen und Ärzte zu 
entlasten und eine breitere Versorgung 
von Patientinnen und Patienten zu 
gewährleisten. Dabei erfolgt die Über-
tragung nach ärztlicher Anordnung und 
Anleitung und ausschließlich auf quali-
fiziertes nichtärztliches Personal. 

Wir schauen zuversichtlich auf die Eva-
luation der modellhaften Übertragung 
ärztlicher Tätigkeiten auf Pflegefach-
personen. Auch die Weiterbildung zur 
nichtärztlichen Praxisassistenz bietet 
eine Weiterentwicklungsmöglichkeit für 
Medizinische Fachangestellte und ent-
lastet Medizinerinnen und Mediziner in 
Haus- und Facharztpraxen.
 
4. Der Fachkräftemangel schlägt sich 
auch bei den MFA nieder. Niedergelas­
sene Ärztinnen und Ärzte haben es 
immer schwerer, geeignetes Fachper­
sonal zu finden. Wie stellt sich Ihre 
Partei die Lösung dieses Problems vor?
Der Fachkräftemangel im Bereich der 

gesundheitlichen und medizinischen 
Versorgung beschäftigt uns bereits seit 
Jahren. Deshalb haben wir im Freistaat 
das Schulgeld für die Gesundheitsfach-
berufe, die in vollzeitschulischen Aus-
bildungsgängen vermittelt werden, ab
geschafft. Denn wer sich in den Dienst 
der Gesellschaft stellt, wer sich um 
Menschen kümmern, sie versorgen und 
heilen will, der oder die darf dafür kein 
Schulgeld zahlen müssen. 

Auch das Fehlen von ausreichend 
medizinischen Fachangestellten stellt 
die ambulanten Versorgungsstruktu-
ren vor große Herausforderungen. 
Denn sie sind die wichtigste Schnitt-
stelle zwischen Ärzten und Patienten 
und eine große Unterstützung im Pra-
xisalltag. Doch die unterschiedliche 
Refinanzierung von MFA in Kliniken 
und Arztpraxen führt dazu, dass MFA 
in den stationären Bereich wechseln, 
da dort die Gehälter oft besser sind. 

Um den Beruf attraktiver zu machen 
und mehr Menschen dafür zu begeis-
tern, braucht es neben einer besseren 
Bezahlung auch mehr gesellschaftliche 
Wertschätzung. Denn oftmals wird 
übersehen, welche zentrale Rolle diese 
Berufsgruppe in jeder Arztpraxis spielt.

5. Was würde Ihre Partei im Bereich 
der medizinischen Versorgung im Frei­
staat zukünftig ändern?
Der Schlüssel zu einer zukunftsfesten, 
qualitativ hochwertigen und personell 
gut ausgestatteten medizinischen Ver-
sorgung liegt in der sektorenübergrei-
fenden Zusammenarbeit vor Ort. Kran-
kenhäuser, Arzt- und Facharztpraxen, 
Pflegeheime und Reha-Kliniken, Apo-
theken, Rettungswachen, Tageseinrich-
tungen und Pflegedienste: Die Land-
schaft der medizinischen Versorgung in 
einer Region ist vielfältig. In jedem 
sächsischen Landkreis kommen auf 
1.000 Einwohnerinnen und Einwohner 
mehr als 50 Beschäftigte im engeren 
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Gesundheitswesen. Je besser es ge
lingt, deren Fähigkeiten und Zuständig-
keiten ineinandergreifen zu lassen, des
to leistungsfähiger und passgenauer 
ist die medizinische Versorgung der 
Einwohnerinnen und Einwohner vor Ort.

6. Wie steht Ihre Partei zu den Plänen 
der Bundesregierung betreffend die 
Krankenhausreform und wie können 
eventuell drohende Klinikinsolvenzen 
verhindert werden?
Eine Reform des Krankenhausbereichs 
ist notwendig und daher grundsätzlich 
richtig. 

Wir brauchen deutschlandweit eine 
stärkere Spezialisierung von Kliniken, 
um die Versorgungsqualität sicher
stellen zu können. Gleichzeitig müssen 
Krankenhäuser für die Grundversor-
gung vor Ort besser finanziert werden, 
um eine flächendeckende Versorgung 
gewährleisten zu können. 

Auch in den Bereichen der Pädiatrie, 
Kinderchirurgie und Geburtshilfe muss 
das Vergütungssystem dringend ange-
passt werden. Dabei dürfen jedoch 
Bundesländer, die in der Vergangenheit 
bereits einen Wandel im Krankenhaus-
bereich vollzogen haben – wie zum Bei-
spiel Sachsen in den 1990er Jahren – 

keine Nachteile durch die Reform 
erfahren. Auch eine finanzielle Unter-
stützung des Bundes gemeinsam mit 
den Ländern ist dringend erforderlich, 
um drohende Klinikinsolvenzen zu ver-
hindern.

7. Welche Rolle spielt aus Sicht Ihrer 
Partei der Öffentliche Gesundheits­
dienst in der Zukunft und wie kann es 
gelingen, mehr Ärztinnen und Ärzte für 
eine Tätigkeit in diesem Bereich zu 
gewinnen?
Die Corona-Pandemie hat die Bedeu-
tung des Öffentlichen Gesundheits-
dienstes (ÖGD) schlagartig in den Fokus 
von Politik und Gesellschaft gerückt. 
Denn der ÖGD spielt eine tragende 
Rolle im Umgang mit komplexen Krisen 
und Herausforderungen, die mit Klima-
veränderungen, neuen Erregern und 
dem demografischen Wandel einher
gehen.

Diese Rolle kann jedoch nur ausgefüllt 
werden, wenn der ÖGD personell ge
stärkt und modern aufgestellt wird. 
Daher haben Bund und Länder im Sep-
tember 2020 den Pakt für den Öffentli-
chen Gesundheitsdienst beschlossen, 
um mehr Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter zu gewinnen, den ÖGD bundes-
weit zu modernisieren und zu vernetzen.

In Sachsen wird aktuell unter Gesund-
heitsministerin Petra Köpping das Ge
setz über den Öffentlichen Gesund
heitsdienst nach über 30 Jahren novel-
liert. Die Corona-Pandemie hat auch 
gezeigt, dass wir im Freistaat ein Lan-
desgesundheitsamt brauchen, um Auf-
gaben zu bündeln und die Gesund-
heitsämter in den Kommunen fachlich 
zu unterstützen und Kompetenzen zu 
bündeln.

Um mehr Ärztinnen und Ärzte an die 
Themenfelder des Öffentlichen Ge
sundheitsdienstes heranzuführen, muss 
der Bereich des Öffentlichen Gesund-
heitswesens und der Bevölkerungsme-
dizin stärker in der medizinischen Aus-
bildung verankert werden. Da die Tarif-
autonomie und das Selbstverwal-
tungsrecht der Kommunen die Mög-
lichkeit der Länder begrenzen, Einfluss 
auf die Ausgestaltung der Bezahlung 
zu nehmen, ist es umso wichtiger, die 
Rahmenbedingungen in den Gesund-
heitsämtern zu verbessern. Das gelingt 
mit einer modernen Organisation und 
Ausstattung und mit guten multipro-
fessionellen Teams, die interdisziplinär 
denken und handeln. ■

Position Bündnis 90/Die Grünen
1. Wie beurteilen Sie die aktuelle medi­
zinische Versorgung im Freistaat? 
In Sachsen sind die ambulant tätigen 
Ärzte die Säule in der Gesundheitsver-
sorgung, mit circa 7.612 ambulant 
behandelnden Ärztinnen und Ärzten 
haben wir in Sachsen größenteils noch 
eine gute Versorgungslage. 

Aber zur Wahrheit gehört auch, dass 
wir aktuell 383 unbesetzte Hausarzt-
stellen, vier freie Augenarzt- und drei 

freie Hautarztstellen verzeichnen. Von 
48 sächsischen Bedarfsplanungsregio-
nen im Hausarztbereich sind fünf von 
Unterversorgung betroffen und 27 von 
Unterversorgung bedroht. Diese He
rausforderung gilt es durch verschie-
dene Maßnahmen, die fortgeführt oder 
neu angegangen werden müssen, zu 
meistern.
Neben der ambulanten medizinischen 
Versorgung haben wir in Sachsen auch 
eine qualitativ hochwertige stationäre 
Versorgung, die es mit der Kranken-

hausreform des Bundes bedarfsge-
recht weiterzuentwickeln gilt. Mit dem 
Sächsischen Krankenhausgesetz hat 
sich in Sachsen gezeigt, dass eine kon-
struktive Beteiligung von Leistungser-
bringerinnen und Leistungserbringern 
und Kostenträgerinnen und Kostenträ-
gern zu einer guten Weiterentwicklung 
der Krankenhauslandschaft führt. Die-
sen Vorteil der Zusammenarbeit in 
Sachsen müssen wir auch für die wei-
tere Gestaltung der Gesundheitsver-
sorgung in Sachsen nutzen.
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2. Wir beobachten die Tendenz, dass 
Ärztinnen und Ärzte vermehrt in Ange­
stelltenverhältnisse wechseln und auch 
die Teilzeitarbeit zunimmt. Zugleich 
sinkt die Zahl der Niederlassungswilli­
gen. Dadurch nimmt der Mangel an 
ärztlicher Arbeitszeit signifikant zu. 
Wie wollen Sie dieser Entwicklung be­
gegnen?
Die Entscheidung, ob eine Ärztin oder 
ein Arzt in eigener Niederlassung oder 
als angestellt Beschäftigte arbeitet, ist 
eine ganz persönliche. Unsere Aufgabe 
muss es sein, die Lebens- und Arbeits-
bedingungen gerade in den unterver-
sorgten Regionen positiv zu beeinflus-
sen. Aber dies ist nicht nur Aufgabe der 
Politik, sondern der gesamten Gesell-
schaft. Wir brauchen in allen Regionen 
in Sachsen eine Willkommenskultur, die 
zugezogene Menschen herzlich emp-
fängt. 

Als BÜNDNISGRÜNE wollen wir kom-
munale und nicht gewinnorientierte 
Gesundheitszentren in unterversorg-
ten Regionen fördern. Diese können 
gerade für ein Anstellungsverhältnis 
gute Arbeitsbedingungen bieten.

Auch Teilzeitbeschäftigung ist per se 
nicht negativ, so kann bereits während 
der Elternzeit die Beschäftigung in Ver-
bindung mit der Kinderbetreuung erfol-
gen. Außerdem ergeben sich dadurch 
flexiblere Möglichkeiten bei der Ein-
satzplanung. Auch eine Weiterbeschäf-
tigung in Teilzeit nach Erreichen des 
Rentenalters ist eine weitere flexible 
Einsatzmöglichkeit.

3. Sehen Sie eine mögliche Lösung in 
einer Aufgabenübertragung an andere 
Berufsgruppen und wenn ja in welcher 
Form?
In der Bündelung von Kompetenzen 
verschiedener Gesundheitsberufe, einer 
stärkeren Vernetzung und der interpro-
fessionellen Zusammenarbeit im Ge
sundheitswesen sehen wir eine Chance 

zu einer besseren Versorgung von Pati-
entinnen und Patienten und eine Ent-
lastung von Ärztinnen und Ärzten: 
indem Tätigkeiten delegiert werden, 
zum Beispiel an VERAH (Versorgungs-
assistenten in der Hausarztpraxis) und 
NäPa (nichtärztliche Praxisassistenten), 
oder durch die Substitution ärztlicher 
Leistungen, also der eigenverantwort-
lichen Übernahme bestimmter bisher 
ärztlicher Aufgaben durch Pflegefach-
kräfte und Medizinische Fachange-
stellte. Aber auch ein Direktzugang zu 
Ergotherapie oder zu Logopädie kann 
zur Entlastung von Arztpraxen und zu 
einer schnelleren und unmittelbaren 
Versorgung der Patientinnen und Pati-
enten führen.

4. Der Fachkräftemangel schlägt sich 
auch bei den MFA nieder. Niedergelas­
sene Ärztinnen und Ärzte haben es 
immer schwerer, geeignetes Fachper­
sonal zu finden. Wie stellt sich Ihre 
Partei die Lösung dieses Problems vor?
Der Fachkräftemangel durchzieht alle 
Wirtschaftsbereiche und ist für Sach-
sen eine Herausforderung. Auch hier 
sind für die Beschäftigten und für den 
Berufsnachwuchs gute Lebens- und 
Arbeitsbedingungen ein wichtiges Ent-
scheidungskriterium. 

Wir werden aufgrund unserer Demo-
grafie auf Zuwanderung von Fachkräf-
ten angewiesen sein, und für diese 
muss es eine schnellere Anerkennung 
ihrer Berufsqualifikation geben. Bereits 
hier lebende Migrantinnen und Migran-
ten müssen als Berufsnachwuchs ge
wonnen werden. Genauso könnte im 

Ausland speziell für eine Ausbildung 
zur/zum MFA geworben werden.

5. Was würde Ihre Partei im Bereich 
der medizinischen Versorgung im Frei­
staat zukünftig ändern? 
Die Stärkung der ambulanten, flächen-
deckenden Versorgungsangebote (zum 
Beispiel durch kommunale, nicht ge
winnorientierte Gesundheitszentren) 
und eine stärkere Digitalisierung (zum 
Beispiel für Telemedizin) sind für uns 
von großer Bedeutung. Zudem sehen 
wir eine stärkere Vernetzung der Leis-
tungserbringer im Gesundheitswesen 
für eine optimale Patientenversorgung 
als notwendig an, damit die Kompeten-
zen der einzelnen Gesundheitsberufe 
genutzt werden können. Außerdem 
wollen wir einen stärkeren Fokus auf 
Prävention sowie Klima- und Hitze-
schutz legen.

6. Wie steht Ihre Partei zu den Plänen 
der Bundesregierung betreffend die 
Krankenhausreform und wie können 
eventuell drohende Klinikinsolvenzen 
verhindert werden?
Eine Krankenhausreform ist notwen-
dig; in Sachsen haben wir allerdings 
bereits ein bedarfsgerechtes Versor-
gungssystem mit Regel-, Schwerpunkt- 
und Maximalversorgern sowie den 
Fachkrankenhäusern. Um in den ländli-
chen Regionen auch weiterhin die 
Regelversorgung zum Beispiel durch 
Gesundheitszentren sicherstellen zu 
können, ist die Krankenhausreform auf 
Bundesebene unerlässlich, denn mit 
den Vorhaltepauschalen soll genau dies 
abgedeckt werden. Im Zuge der Reform 
kann es zu strukturellen Veränderun-
gen bei den Fachabteilungen der Kran-
kenhäuser kommen. Zum aktuellen 
Zeitpunkt kann dies nicht abschließend 
beantwortet werden.

Die aktuellen wirtschaftlichen Heraus-
forderungen der Krankenhäuser und 
die damit verbundenen Defizite resul-
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tieren aus Tarifsteigerungen für das 
Personal und rasant gestiegenen Be
triebskosten durch Inflation und Ener-
giepreise. Weiterhin beruhen die Defi-
zite der Kliniken auch auf gesunkenen 
Fallzahlen seit der Corona-Pandemie. 
Diese haben und werden sich auch 
nicht wieder auf das Niveau vor der 
Pandemie entwickeln, auch weil mehr 
Behandlungen und Operationen ambu-
lant durchgeführt werden. Ebenso wird 
sich eine bereits schon länger andau-
ernde Entwicklung zu kürzeren Be
handlungszeiten auch nicht zurückdre-
hen lassen. Dies betrifft jedoch kom-
plett die Finanzierung durch den Bund, 
da es Personal- und Betriebskosten 
sind. Die Bundesregierung hat in die-
sem Zusammenhang bereits Milliarden 
für Pandemie- und Energiehilfen für 
die Krankenhäuser zur Verfügung 
gestellt. Über das Transparenzgesetz 
soll nochmals Unterstützung erfolgen. 
Dabei wurde eine schnellere Refinan-
zierung von Tariflohnsteigerungen beim 
Pflegepersonal und eine Erhöhung des 
Pflegentgeltwertes festgelegt.

Als Bundesland sind wir für die Förde-
rung der Investitionskosten zuständig. 
Wenn durch die Bundesreform Trans-
formationskosten, die es bei baulichen 
und technischen Veränderungen geben 
wird, anfallen, müssen wir diese Gelder 
im nächsten Doppelhaushalt einplanen 
und damit unsere sächsischen Kran-
kenhäuser bei der Bundesreform unter
stützen.

7. Welche Rolle spielt aus Sicht Ihrer 
Partei der Öffentliche Gesundheitsdienst 
in der Zukunft und wie kann es gelin­
gen, mehr Ärztinnen und Ärzte für eine 
Tätigkeit in diesem Bereich zu gewinnen?
Der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) 
ist eine wichtige, tragende Säule der 
Gesundheitsversorgung – dass dies 
keine Phrase ist, hat uns die Corona-
Pandemie gezeigt. Hier werden, nicht 
erst seit Corona, Risikobewertungen 
vorgenommen, Hygienekonzepte zum 
Infektionsschutz geprüft und Infekti-
onsketten nachverfolgt.
Neben der Eindämmung von Infekti-
onskrankheiten hat der ÖGD weitere 

Aufgaben wie Vorschuluntersuchungen, 
Beratungsangebote für sexuell über-
tragbare Krankheiten, Reisemedizin, 
Impfschutz und Suchtberatung. Um 
künftige Krisen und Herausforderun-
gen durch Klimaveränderungen, neue 
Erreger und den demografischen Wan-
del besser begegnen zu können und die 
Gesundheit der Bevölkerung zu schüt-
zen, ist ein starker und moderner ÖGD 
erforderlich. 

Durch den Pakt für den ÖGD wurden in 
Sachsen 2021 95 Stellen besetzt und 
2022 194 Stellen. Der Bund stellt für 
den Personalaufbau bis Ende 2026 
Finanzmittel bereit. Ebenfalls ist im 
Pakt die Steigerung der Attraktivität 
verankert. Hierzu zählt eine attraktive 
Bezahlung, flexible Arbeitszeiten, Än
derungen in der Aus-, Fort- und Weiter-
bildung sowie die Verankerung in der 
universitären Lehre, aber auch eine 
Imagekampagne, um Aufgaben und 
Bedeutung des ÖGD bekannter zu 
machen und als Arbeitgeber zu be
werben. ■
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Position CDU
1. Wie beurteilen Sie die aktuelle medi­
zinische Versorgung im Freistaat?
Der Freistaat Sachsen verfügt über 
eine hochwertige medizinische Versor-
gung. In der ambulanten wie auch sta-
tionären Versorgung bestehen trotz-
dem Handlungsbedarfe, auf die es zu 
reagieren gilt. Hierbei liegen die He
rausforderungen an Schnittstellen von 
demografischer Entwicklung, der Situ-
ation im Bereich der Fach- und Arbeits-
kräfte sowie den unterschiedlichen 
Bedarfen und Voraussetzungen im 
urbanen und städtischen Raum. Darauf 
gilt es, entsprechend zu reagieren.

2. Wir beobachten seit Jahren die Tendenz, 
dass Ärztinnen und Ärzte vermehrt in 

Angestelltenverhältnisse wechseln und 
auch die Teilzeitarbeit zunimmt. Zugleich 
sinkt die Zahl der Niederlassungswilligen. 
Dadurch nimmt der Mangel an ärztlicher 
Arbeitszeit signifikant zu. Wie wollen 
Sie dieser Entwicklung begegnen?

Wir stellen fest, dass das Interesse  
an einer Niederlassungswilligkeit ab-
nimmt. Neben persönlichen Lebens-
vorstellungen sind es beispielsweise – 
zunehmende – bürokratische Aspekte, 
Kontroversen mit Kostenträgern und 

Gutachtern, steigende Kosten bei 
Praxisneugründung beziehungsweise 

-unterhaltung wie auch die Honorarent-
wicklung, welche eine Niederlassung 
unattraktiv erscheinen lassen. 

Wir sehen gerade im Bereich des 
Abbaus von Bürokratie ein großes 
Potenzial, um einerseits den Verwal-
tungsaufwand per se zu reduzieren, als 
auch das knappe Gut Arbeitszeit für die 
Arbeit am und mit dem Patienten oder 
der Patientin zu nutzen. Ebenso brau-
chen junge Menschen unter Umstän-
den mehr Informationen und Beratung 
zu den betriebswirtschaftlichen Aspek-
ten einer Niederlassung.
Gleichzeitig ist die Art und Weise der 
persönlichen Berufsausübung von Ärz-
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tinnen und Ärzten – ob angestellt oder 
niedergelassen – eine individuelle Ent-
scheidung, auf die der Staat keinen Ein-
fluss hat oder haben sollte. Zu dieser 
Freiheit stehen wir.

3. Sehen Sie eine mögliche Lösung in 
einer Aufgabenübertragung an andere 
Berufsgruppen und wenn ja in welcher 
Form?
Gerade im Hinblick auf die demografi-
sche Entwicklung kann die Aufgaben-
übertragung an andere Berufsgruppen, 
wie heute beispielsweise in Form der 
Delegation an die nichtärztliche Praxis
assistenz, ein Lösungsansatz sein. So 
können Ärzte entlastet und die Attrak-
tivität anderer Berufsbilder gleichzeitig 
aufgewertet werden.

Wir stehen einer Aufgabenübertragung 
in Form der Delegation positiv gegen-
über. Voraussetzung dafür ist natürlich 
die entsprechende Qualifikation des 
Personals. Es sollte geprüft werden, 
inwieweit Aufgaben durch weitere Be
rufsgruppen erbracht beziehungsweise 
der Leistungskatalog erweitert werden 
kann.

Hinsichtlich der Substitution medizini-
scher Leistungen gibt es seit mehr als 
einem Jahrzehnt einen intensiven Aus-
tausch, welcher noch nicht abgeschlos-
sen ist.

Vor dem Hintergrund ist zu prüfen, 
inwieweit diese Aufgabenübertragung 
modellhaft erprobt werden kann.
	
4. Der Fachkräftemangel schlägt sich 
auch bei den MFA nieder. Niedergelas­
sene Ärztinnen und Ärzte haben es 
immer schwerer, geeignetes Fachper­
sonal zu finden. Wie stellt sich Ihre 
Partei die Lösung dieses Problems vor?
Der Fachkräftemangel stellt sich in 
nahezu allen Berufsfeldern als eine der 
wesentlichen Aufgaben für unsere 
Wirtschaft und Gesellschaft dar. Es gibt 

für diese komplexe Entwicklung mit 
ihren Folgen keine schnelle oder einfa-
che Lösung. Dazu kommen spezifische 
Ursachen für diese Entwicklung im 
Bereich der Medizinischen Fachange-
stellten, wie beispielsweise die Höhe 
der Vergütung, die Arbeitsbedingungen, 
als auch die bestehende Konkurrenz 
zur Tätigkeit in Krankenhäusern oder 
der Verwaltung.

Für dieses komplexe Problem gibt es 
keine einzelne Lösung. Wir werden uns 
mit der Selbstverwaltung austauschen, 
Herausforderungen identifizieren und 
versuchen, dort Verbesserungen zu 
erreichen.

Was konkrete Bedingungen anbelangt 
weisen wir auch auf die Verantwortung 
des Arbeitgebers hin, der seine Gestal-
tungschancen bei der Attraktivität des 
Arbeitsplatzes im Rahmen der Mög-
lichkeiten eines koordinierten Praxis
ablaufs ebenfalls ausschöpfen sollte.

Im Hinblick auf die Vergütung ist uns 
bewusst, dass diese abhängig von der 
Finanzierung der ambulanten Versor-
gung ist. Im Rahmen der Finanzie-
rungsverhandlungen für 2024 wurde 
indes die Grundlage für künftige Tarif-
erhöhungen geschaffen.

5. Was würde Ihre Partei im Bereich 
der medizinischen Versorgung im Frei­
staat zukünftig ändern?
Wesentliche Rahmenbedingungen der 
medizinischen Versorgung werden 
durch die Gesetzgebung des Bundes 
als auch die Selbstverwaltung geschaf-
fen. Wir werden auch in Zukunft die 
Interessen des Freistaates im Blick 
behalten, Herausforderungen klar an
sprechen und gemeinsam nach den 
besten Lösungen suchen.

Unsere konkreten Ziele und Maßnah-
men werden gerade im Programmpro-
zess zur Erstellung unseres Regie-

rungsprogramms abschließend disku-
tiert. Sicher bleibt aber: Wir, als CDU, 
werden auch weiterhin eine nachhal-
tige medizinische Versorgung im 
gesamten Freistaat Sachsen gewähr-
leisten, die alle Regionen in den Blick 
nimmt.

Wir werden auf bewährte Maßnahmen 
wie das „20-Punkte-Programm – Medi
zinische Versorgung 2030“ aufsetzen, 
dieses fortführen und ergänzen.

6. Wie steht Ihre Partei zu den Plänen 
der Bundesregierung betreffend die 
Krankenhausreform und wie können 
eventuell drohende Klinikinsolvenzen 
verhindert werden?
Wir sehen die Notwendigkeit die stati-
onäre Versorgung weiterzuentwickeln 
und an die aktuellen Bedarfe und 
Anforderungen anzupassen. Es darf 
aber nicht dazu führen, dass eine 
Reform, für alle Länder identisch, vom 
grünen Tisch in Berlin konzipiert wird, 
die die bereits geleisteten Entwicklun-
gen und Besonderheiten der Bundeslän
der nicht ausreichend berücksichtigt.

Ebenso nehmen wir wahr, dass die Art 
und Weise der Zusammenarbeit mit 
den beteiligten Verbänden, der Selbst-
verwaltung sowie den Bundesländern 
nicht reibungslos verläuft. Die inhaltli-
che Schwerpunktsetzung halten wir 
nicht für zielführend.

Wir haben bereits unsere Kritik am 
Krankenhaustransparenzgesetz mehr-
fach adressiert und deutlich gemacht, 
dass ohne Klärung der – insbesonde- 
re finanziellen – Rahmenbedingungen 
eine Gefährdung der Krankenhausland-
schaft in Sachsen herbeigeführt wer-
den könnte.

7. Welche Rolle spielt aus Sicht Ihrer 
Partei der Öffentliche Gesundheits­
dienst in der Zukunft und wie kann es 
gelingen, mehr Ärztinnen und Ärzte für 
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Position AfD
1. Wie beurteilen Sie die aktuelle medi­
zinische Versorgung im Freistaat?
Die medizinische Versorgung im Frei-
staat Sachsen verschlechtert sich zu
nehmend. Im ambulant ärztlichen Be
reich ist vor allem die hausärztliche 
Versorgung betroffen. In etwa Zwei-
dritteln der Planungsregionen herrscht 
oder droht Unterversorgung. Über 500 
Vertragsarztstellen sind derzeit nicht 
besetzt. Auch der stationäre Bereich ist 
durch den Personal- und Ärztemangel 
mit enormen Herausforderungen kon-
frontiert. Die Versorgungslage wird 
sich wegen zunehmender altersbeding
ter Berufsausstiege kurzfristig weiter 
verschlechtern, sofern keine entschei-
denden Maßnahmen umgesetzt werden.

2. Wir beobachten seit Jahren die Tendenz, 
dass Ärztinnen und Ärzte vermehrt in 
Angestelltenverhältnisse wechseln und 
auch die Teilzeitarbeit zunimmt. Zugleich 
sinkt die Zahl der Niederlassungswilligen. 
Dadurch nimmt der Mangel an ärztlicher 
Arbeitszeit signifikant zu. Wie wollen 
Sie dieser Entwicklung begegnen?
Die beschriebenen Trends sind einer-
seits Ausdruck von politischen Ent-
wicklungen, die die Berufsausübung 
komplizierter und bürokratischer ge
macht haben und andererseits dem 
Wandel von Wertevorstellungen in der 
Vereinbarkeit von Beruf und Privatle-
ben geschuldet. Daher sollten Maßnah-
men ergriffen werden, die ärztliche 
Berufsausübung attraktiver zu machen, 

aber auch Möglichkeiten geschaffen 
werden, wie den Wünschen der Ärzte 
an ihre Berufsausübung entsprochen 
werden kann. 

Zusätzlich sollten weitere Potenziale 
genutzt werden, die Effizienz der ärzt-
lichen Arbeitszeit zu erhöhen.

3. Sehen Sie eine mögliche Lösung in 
einer Aufgabenübertragung an andere 
Berufsgruppen und wenn ja in welcher 
Form?
Hier muss aus unserer Sicht zunächst 
zwischen der Delegation und der Subs-
titution ärztlicher Aufgaben unter-
schieden werden. Die Delegation ist 
seit Jahren möglich und findet zum Bei-
spiel über die Modelle AGnES (Arztent-
lastende, Gemeindenahe, E-Health-
gestützte, Systemische Intervention), 
VERAH (Versorgungsassistenten in der 
Hausarztpraxis) und NäPa (Nichtärztli-
che Praxisassistenten) et cetera auch 
statt. Delegation stellt eine gute Mög-
lichkeit der Effizienzsteigerung in der 
medizinischen Behandlung dar und 
sollte ausgeweitet werden. Um die 
Substitution ärztlicher Aufgaben gibt 

es seit Jahren intensive Diskussionen. 
Wir finden, dass man sich der Substitu-
tion nicht verschließen und diese im 
eng definierten Rahmen nutzen sollte. 
Hierbei können gut funktionierende 
Modelle aus dem internationalen Kon-
text eine Orientierung bieten. 

4. Der Fachkräftemangel schlägt sich 
auch bei den MFA nieder. Niedergelas­
sene Ärztinnen und Ärzte haben es 
immer schwerer, geeignetes Fachper­
sonal zu finden. Wie stellt sich Ihre 
Partei die Lösung dieses Problems vor?
Im gesamten Gesundheits- und Pfle-
gewesen herrscht ein Mangel an Fach-
personal, der auch vor den Arztpraxen 
und den MFA nicht Halt macht. In ers-
ter Linie müssen mehr junge Menschen 
für einen Gesundheitsberuf begeistert 
werden, indem die verschiedenen Be
rufsbilder und Ausbildungen bekannter 
gemacht und damit präsenter werden. 
Weiterhin müssen Maßnahmen zur 
Verbesserung der Abschlussfähigkeit 
der Auszubildenden ergriffen werden, 
da Abbruchquoten mitunter relativ 
hoch sind. Ein gewichtiger Grund für 
den Mangel an MFA stellt die Entloh-
nung in den Arztpraxen im Vergleich zu 
anderen Bereichen dar. Hier müssen 
die Voraussetzungen geschaffen wer-
den, dass die Bereiche gleiche Bedin-
gungen im Wettbewerb um die MFA 
haben, also zum Beispiel höhere Gehäl-
ter in Arztpraxen möglich sind.
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eine Tätigkeit in diesem Bereich zu 
gewinnen?
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
(ÖGD) haben besonders während der 
Corona-Pandemie Herausragendes ge
leistet. Leider musste erst ein weltwei-
tes Pandemiegeschehen uns allen ver-

deutlichen, dass der ÖGD wieder stär-
ker in den Blick der Gesundheitsvor-
sorge auf kommunaler wie auf Landes-
ebene genommen werden muss.

Für uns ist der Gesundheitsdienst ent-
scheidend, um einen Paradigmenwech-
sel in der Gesundheitsversorgung in 

den sächsischen Regionen zu erreichen.
Beim Thema Fachkräftebedarf setzen 
wir vor allem auf eine Weiterentwick-
lung der Aus-, Fort und Weiterbildungs-
strukturen sowie Ansätze, die eine 
möglichst frühzeitige Verbindung von 
Praxis und Studium garantieren. ■
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5. Was würde Ihre Partei im Bereich 
der medizinischen Versorgung im Frei­
staat zukünftig ändern?
Zur Sicherung des Ärztebedarfes wol-
len wir die Anzahl der Medizinstudien-
plätze auf ein bedarfsdeckendes Ni
veau erhöhen und auch die Landarzt-
quote nicht nur auf weitere Facharzt-
bereiche ausweiten, sondern diese 
auch voll ausschöpfen und erhöhen. 
Des Weiteren setzen wir uns für eine 
Abkehr vom Numerus clausus als Aus-
wahlkriterium bei der Vergabe von 
Medizinstudienplätzen ein, hin zu Aus-
wahlkriterien, die den beruflichen An
forderungen besser gerecht werden. 

Im Bereich der Krankenhäuser wollen 
wir eine Mindestinvestitionsquote ge
setzlich definieren, um die notwendige 
Investitionsförderung zu sichern und 
den Investitionsstau abzubauen. Wei-
ter wollen wir eine erreichbare Grund- 
und Notfallversorgung durch Kranken-
häuser sichern und weitere Schließun-
gen verhindern.  

Zur Verbesserung der ambulanten 
ärztlichen Versorgung wollen wir ge
rade in unterversorgten Regionen wei-
tere Versorgungsangebote schaffen. 
Das sind einerseits Eigeneinrichtungen 
der Kassenärztlichen Vereinigung Sach
sen (KVS), aber auch die Etablierung 
mobiler Arztpraxen und die Ausweitung 
telemedizinischer Angebote. Weiterhin 
wollen wir Kommunen unterstützen, 
die sich in der Gesundheitsversorgung 
beispielsweise über kommunale Ge
sundheitszentren (kommunale MVZ) 
engagieren wollen. 

Unser Ziel ist aber auch eine starke 
Vernetzung von Selbstverwaltung, Kos
tenträgern und Politik, sodass gemein-
sam Maßnahmen geplant, umgesetzt 
und gesteuert werden. Hierzu wollen 
wir die notwendigen Gremien und 
Strukturen schaffen.

6. Wie steht Ihre Partei zu den Plänen 
der Bundesregierung betreffend die 
Krankenhausreform und wie können 
eventuell drohende Klinikinsolvenzen 
verhindert werden?
Zunächst geht es in der Akutsituation 
um die Verhinderung von weiteren Kli-
nikinsolvenzen und in einem weiteren 
Schritt um eine echte Krankenhausre-
form. Wir haben Ende 2023 im Sächsi-
schen Landtag ein Krankenhausret-
tungspaket beantragt, so wie es zum 
Beispiel die Bundesländer Baden-
Württemberg und Bayern umgesetzt 
haben. Leider wurde unsere Initiative 
von den anderen Fraktionen abgelehnt, 
sodass in Sachsen nun gar keine Mittel 
zur Verhinderung von Klinikinsolvenzen 
bereitstehen. Wir fordern weiter die 
Rettung von Kliniken auch durch Lan-
desmittel.
Zur anstehenden Krankenhausreform 
haben wir uns dahingehend positio-
niert, dass eine echte Krankenhausre-
form notwendig ist, die neben einer 
Reform der Strukturen auch eine 
Finanzreform beinhalten muss. Uns ist 
wichtig, dass eine wohnortnahe Grund- 
und Notfallversorgung gesichert sein 
muss. Angesichts der aktuell bereits 
ausgedünnten Krankenhauslandschaft 
in Sachsen darf kein weiterer Kranken-
hausstandort mehr geschlossen wer-

den. Um die Standorte auch wirt-
schaftlich zu sichern, muss die Erlös
situation der Kliniken verbessert wer-
den. Fallpauschalen haben sich als fal-
sches Finanzierungsinstrument erwie-
sen. Wir wollen, dass diese komplett 
abgeschafft und nicht nur um eine 
Vorhaltefinanzierung ergänzt werden. 
Stattdessen wollen wir Individualbud-
gets für Krankenhäuser etablieren, die 
neben dem Leistungsgeschehen auch 
die Qualität und den Versorgungsbe-
darf der Bevölkerung berücksichtigen.

7. Welche Rolle spielt aus Sicht Ihrer 
Partei der Öffentliche Gesundheits­
dienst in der Zukunft und wie kann es 
gelingen, mehr Ärztinnen und Ärzte für 
eine Tätigkeit in diesem Bereich zu 
gewinnen?
Der ÖGD ist eine der tragenden Säulen 
unseres Gesundheitswesens. Die Prä-
vention muss weiter gestärkt werden, 
um den Gesundheitszustand der Be
völkerung weiter zu verbessern. Wir 
möchten hierzu zum Beispiel, dass 
Angebote mit den relevanten Akteuren 
in regionalen Gesundheitskonferenzen 
nach den örtlichen Gegebenheiten ge
plant, umgesetzt und evaluiert werden. 
Die Gesundheitskonferenz soll hierzu 
flächendeckend und regelhaft etabliert 
werden.

Die Hauptursache für den Mangel an 
Ärzten im ÖGD ist deren vergleichs-
weise niedrige Entlohnung. Hier unter-
stützen wir tarifvertragliche und besol-
dungsrechtliche Lösungen und wollen 
landesseitig bei der Refinanzierung 
unterstützen. ■
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